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Amtliche Bekanntmachung der Stadt Gladbeck 

Ausgabe 04/25       Donnerstag, 20. März 2025 

 

 

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die am 14. September 2025  

stattfindenden allgemeinen Kommunalwahlen 

 

Für die Vorbereitung und Durchführung der Wahlen gelten: 

 

a. das Gesetz über die Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-Westfalen (Kommunalwahlgesetz – 

KWahlG) in der zurzeit gültigen Fassung  

 

b. die Kommunalwahlordnung NRW (KWahlO) in der zurzeit gültigen Fassung 

 

Gem. § 24 i.V.m. § 75b Absatz 1 KWahlO fordere ich hiermit zur Einreichung von Wahlvorschlägen auf 

für die Wahl: 

 

1. des Rates der Stadt Gladbeck,  

a. in den 22 Wahlbezirken  

b. aus den Reservelisten,  

 

2. der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters der Stadt Gladbeck. 

 

Berechtigt zur Einreichung von Wahlvorschlägen sind politische Parteien im Sinne des Artikels 21 des 

Grundgesetzes (Parteien), mitgliedschaftlich organisierte Gruppen von Wahlberechtigten (Wählergrup-

pen) und einzelne Wahlberechtigte (Einzelbewerber/innen). Einzelbewerber/innen können jedoch kei-

ne Reserveliste für die Wahl des Rates einreichen. Für die Wahl der Bürgermeisterin/des Bürgermeis-

ters sind gemeinsame Wahlvorschläge zulässig. 

 

Die Wahlvorschläge sind gem. § 15 Abs. 1 KWahlG  

 

spätestens bis zum 69. Tag vor der Wahl (07.07.2025), 18.00 Uhr, 

 

beim Wahlleiter der Stadt Gladbeck, Wahlbüro, Rathaus, Zimmer 319, Willy-Brandt-Platz 2, 45964 Gla-

dbeck, einzureichen. Diese Frist gilt auch bei postalischer Übersendung. 

 

Die Einreichungsfrist ist eine Ausschlussfrist. 
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Ich empfehle, die Wahlvorschläge möglichst frühzeitig einzureichen, damit etwaige Mängel, die die 

Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, rechtzeitig behoben werden können. 

 

Die Wahlvorschläge sind auf amtlichen Vordrucken einzureichen. Diese sind kostenlos im Wahlbüro 

erhältlich und stehen zusätzlich auf der Homepage der Stadt Gladbeck unter 

https://www.gladbeck.de/Rathaus_Politik/Rathaus/Wahlen/autostart.asp?form=detail&db=500&id=80 

zum Download bereit. 

 

Wählergruppen müssen ihren Wahlvorschlägen die nach § 15a Absatz 1 oder 2 des KWahlG sowie Ein-

zelbewerber die nach § 15a Absatz 7 in Verbindung mit § 15a Absatz 2 des KWahlG beizubringenden 

Unterlagen beifügen. 

 

1. Wahlvorschläge für die Wahl des Rates der Stadt Gladbeck 

 

Der Wahlausschuss der Stadt Gladbeck hat in öffentlicher Sitzung am 08.10.2024 das Stadtgebiet in 22 

Kommunalwahlbezirke eingeteilt. Die Abgrenzung der Wahlbezirke wurde im Amtsblatt Nr. 23/24 vom 

30.10.2024 öffentlich bekannt gemacht.  

 

1.a. Anzahl Unterstützungsunterschriften - Wahlbezirke 

 

Wahlvorschläge für die Wahl in den Wahlbezirken von Parteien und Wählergruppen, die in der 

im Zeitpunkt der Wahlausschreibung1 laufenden Wahlperiode nicht ununterbrochen im Rat der 

Stadt Gladbeck, im Kreistag des Kreises Recklinghausen, im Landtag des Landes Nordrhein-

Westfalen oder aufgrund eines Wahlvorschlags aus dem Land Nordrhein-Westfalen im Bundes-

tag vertreten sind, müssen von mindestens 5 Wahlberechtigten des entsprechenden Wahlbe-

zirks persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein und sollen die Angabe einer E-Mail-

Adresse und einer Telefonnummer der Unterzeichner/innen enthalten. Dies gilt auch für Wahl-

vorschläge von Einzelbewerbern/innen, es sei denn, dass sie im Rat der Stadt Gladbeck einen 

Sitz aufgrund eines Wahlvorschlags haben, in dem sie als Einzelbewerber/in benannt waren, 

und der Wahlvorschlag von ihnen selbst unterzeichnet ist. 

 

1.b. Anzahl Unterstützungsunterschriften – Reservelisten 

 

Die Wahlvorschläge für die Reservelisten der unter Ziffer 1.a. genannten Parteien und Wähler-

gruppen müssen in Gladbeck von mindestens 56 Wahlberechtigten des Wahlgebietes persön-

lich und handschriftlich unterzeichnet sein. 

 

 

 

 
1erfolgte durch den Innenminister NRW am 18.09.2024 

https://www.gladbeck.de/Rathaus_Politik/Rathaus/Wahlen/autostart.asp?form=detail&db=500&id=80
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1.c Inhalt und Form der Wahlvorschläge 

 

Inhalt und Form der Wahlvorschläge für die Wahl des Rates der Stadt Gladbeck bestimmen die 

§§ 15 bis 17 KWahlG sowie die §§ 26 und 31 KWahlO. Sie sind als Anlage beigefügt und Be-

standteil dieser Bekanntmachung.  

 

Ebenfalls als Anlage beigefügt und Bestandteil dieser Bekanntmachung sind die §§ 7 und 8 so-

wie 12 und 13 KWahlG. 

 

2. Wahlvorschläge für die Wahl der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters 

 

2.a. Anzahl Unterstützungsunterschriften 

 

Die Wahlvorschläge für die Wahl der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters der unter Ziffer 1.a. 

genannten Parteien, Wählergruppen und Einzelbewerber/innen müssen in Gladbeck von min-

destens 260 Wahlberechtigten des Wahlgebietes persönlich und handschriftlich unterzeichnet 

sein; dies gilt nicht, wenn der bisherige Bürgermeister/die bisherige Bürgermeisterin als Bewer-

ber/in vorgeschlagen wird. 

 

2.b. Inhalt und Form 

 

Bezüglich Form und Inhalt der Wahlvorschläge finden die Vorschriften des Kommunalwahlge-

setzes und der Kommunalwahlordnung entsprechende Anwendung, soweit sich nicht aus den 

Spezialvorschriften (§ 46d KWahlG und § 75b KWahlO) etwas anderes ergibt. Diese Vorschriften 

sind als Anlage beigefügt und Bestandteil der Bekanntmachung.  

 

Ebenfalls als Anlage beigefügt und Bestandteil dieser Bekanntmachung ist § 65 Absatz 2 der 

Gemeindeordnung NRW (GO NRW). 

 

Ich weise darauf hin, dass Unionsbürgerinnen und Unionsbürger unter den gleichen Voraussetzungen 

wählbar sind wie Deutsche. 

 

Gladbeck, den 17.03.2025 

Der Wahlleiter 

Dr. Volker Kreuzer 
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Anlage zur Bekanntmachung über die Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für 

die im Jahr 2025 stattfindenden allgemeinen Kommunalwahlen 

 

Auszug aus dem Kommunalwahlgesetz 

§ 7  

Wahlberechtigt für die Wahl in einem Wahlgebiet ist, wer am Wahltag Deutscher im Sinne von Artikel 

116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist oder die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen 

Union besitzt, das sechzehnte Lebensjahr vollendet hat und mindestens seit dem 16. Tag vor der Wahl 

in dem Wahlgebiet seine Wohnung, bei mehreren Wohnungen seine Hauptwohnung hat oder sich 

sonst gewöhnlich aufhält und keine Wohnung außerhalb des Wahlgebiets hat. 

§ 8 

Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist, wer infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland das 

Wahlrecht nicht besitzt. 

§ 12  

(1) Wählbar ist jede wahlberechtigte Person, die am Wahltag das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat 

und seit mindestens drei Monaten in dem Wahlgebiet ihre Wohnung, bei mehreren Wohnungen ihre 

Hauptwohnung hat oder sich sonst gewöhnlich aufhält und keine Wohnung außerhalb des Wahlge-

biets hat. 

(2) Nicht wählbar ist, wer am Wahltag infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 

Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt. 

§ 13  

(1) Beamte und Arbeitnehmer (soweit sie nicht überwiegend körperliche Arbeit verrichten oder sonst 

die Verwaltungsführung ihres Dienstherrn oder Arbeitgebers inhaltlich nicht beeinflussen können), die 

im Dienst einer der in den Buchstaben a bis e genannten Körperschaften stehen, können in den fol-

genden Fällen nicht gleichzeitig einer Vertretung angehören: 

a) Sie können nicht der Vertretung ihrer Anstellungskörperschaft angehören. 

b) Stehen sie im Dienst des Landes und sind sie in einer staatlichen Behörde unmittelbar mit der Aus-

übung der allgemeinen Aufsicht oder der Sonderaufsicht über Gemeinden und Gemeindeverbände 

befasst, können sie nicht der Vertretung einer beaufsichtigten Gemeinde oder eines beaufsichtigten 

Gemeindeverbandes angehören. 

c) Stehen sie im Dienste des Landes und werden sie in einer Kreispolizeibehörde beschäftigt, so kön-

nen sie nicht der Vertretung des Kreises angehören, bei dem die Kreispolizeibehörde gebildet ist. 

d) Stehen sie im Dienst eines Kreises und sind sie bei dem Landrat als untere staatliche Verwaltungs-

behörde unmittelbar mit der Ausübung der allgemeinen Aufsicht oder der Sonderaufsicht über kreis-

angehörige Gemeinden befasst, können sie nicht der Vertretung einer kreisangehörigen Gemeinde 

angehören. 
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e) Stehen sie im Dienste einer Gemeinde, so können sie nicht Mitglied der Vertretung des Kreises sein, 

dem die Gemeinde angehört, es sei denn, dass sie bei einer öffentlichen Einrichtung (§ 107 Abs. 2 der 

Gemeindeordnung) oder einem Eigenbetrieb der Gemeinde beschäftigt sind. 

Die vorstehenden Vorschriften finden auf abgeordnete Beamte sinngemäß Anwendung, wenn die Ab-

ordnung an eine der in Buchstaben a bis e genannten Körperschaften die Dauer von insgesamt drei 

Monaten überschreitet. 

(2) Bewerben sich Beamte oder Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes um einen Sitz im Wahlgebiet, 

so ist ihnen der zur Vorbereitung der Wahl erforderliche Urlaub auch dann zu erteilen, wenn im Falle 

der Wahl ein Hindernis für die gleichzeitige Zugehörigkeit zur Vertretung gemäß Absatz 1 vorliegen 

würde. 

(3) Werden Beamte oder Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes gewählt, die gemäß Absatz 1 an der 

gleichzeitigen Zugehörigkeit zur Vertretung gehindert sind, so können sie das Mandat nur ausüben, 

wenn sie die Beendigung ihres Dienstverhältnisses nachweisen. Stellt der Wahlleiter nachträglich fest, 

dass ein Bewerber das Mandat ausübt, obwohl er nach Absatz 1 an der gleichzeitigen Zugehörigkeit 

zur Vertretung gehindert war, und weist der Vertreter nicht innerhalb einer Frist von einer Woche nach 

Zustellung der nachträglichen Feststellung die Beendigung seines Dienstverhältnisses nach, so schei-

det er mit Ablauf der Frist aus der Vertretung aus. Den Verlust der Mitgliedschaft stellt der Wahlleiter 

fest. 

(4) Werden Mitglieder einer Vertretung Beamte oder Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes, die ge-

mäß Absatz 1 an der gleichzeitigen Zugehörigkeit zur Vertretung gehindert sind, so gilt Absatz 3 Satz 2 

und 3 entsprechend. 

(5) Absätze 1 bis 4 finden auf Ehrenbeamte keine Anwendung. 

(6) Arbeitnehmer einer rechtsfähigen Gesellschaft oder Stiftung sowie Beamte und Arbeitnehmer einer 

rechtsfähigen Anstalt, an der eine Gemeinde, ein Kreis oder ein Zweckverband maßgeblich beteiligt ist, 

können, soweit sie allein oder mit anderen ständig, auch vertretungsweise, berechtigt sind, das Unter-

nehmen in seiner Gesamtheit zu vertreten, wie Vorstandsmitglieder, stellvertretende Vorstandsmitglie-

der, Geschäftsführer, stellvertretende Geschäftsführer und Prokuristen, nicht zugleich der Vertretung 

dieser Gemeinde, dieses Kreises oder der Vertretung einer Mitgliedskörperschaft dieses Zweckverban-

des angehören. Die maßgebliche Beteiligung erfasst die Gewährträgerschaft und neben den Fällen 

einer Kapitalbeteiligung mit einem Anteil von mehr als 50 vom Hundert auch die Fälle, in denen die 

Gebietskörperschaft aufgrund ihrer Stimmenmehrheit in Aufsichts- und Kontrollorganen oder in sons-

tiger Weise entscheidenden Einfluss auf die Unternehmensführung besitzt. Die Bestimmungen der Ab-

sätze 2 bis 5 finden entsprechende Anwendung. 

§ 15 

(1) Beim Wahlleiter können bis zum neunundsechzigsten Tage vor der Wahl, 18 Uhr, Wahlvorschläge 

für die Wahl in den einzelnen Wahlbezirken des Wahlgebiets eingereicht werden. Wahlvorschläge 

können von politischen Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes (Parteien), von mitglied-

schaftlich organisierten Gruppen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von einzelnen Wahlbe-

rechtigten (Einzelbewerbern) eingereicht werden. 
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(2) Die Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen müssen von der für das Wahlgebiet zum 

Zeitpunkt der Einreichung zuständigen Leitung unterzeichnet sein. Ist die Partei oder Wählergruppe in 

der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode nicht ununterbrochen in der zu wäh-

lenden Vertretung, in der Vertretung des zuständigen Kreises, im Landtag oder auf Grund eines Wahl-

vorschlages aus dem Land im Bundestag vertreten, so kann sie einen Wahlvorschlag nur einreichen, 

wenn sie nachweist, dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen gewählten Vorstand, eine 

schriftliche Satzung sowie ein Programm hat und dass die Namen der Vorstandsmitglieder, die Sat-

zung und das Programm auf geeignete Weise veröffentlicht sind; dies gilt nicht für Parteien, die die 

Unterlagen gemäß § 6 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 2, Absatz 4 des Parteiengesetzes in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 31. Januar 1994 (BGBl. I S. 149), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes 

vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert worden ist, bis zum Zeitpunkt der Wahlausschreibung 

ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter eingereicht haben. Die Wahlvorschläge von Parteien und 

Wählergruppen nach Satz 2 erster Halbsatz müssen ferner in Wahlbezirken bis zu 5 000 Einwohnern 

von 5, in Wahlbezirken von 5 000 bis 10 000 Einwohnern von 10, in Wahlbezirken von mehr als 10 000 

Einwohnern von 20 Wahlberechtigten des Wahlbezirks persönlich und handschriftlich unterzeichnet 

sein und sollen die Angabe einer E-Mail-Adresse und einer Telefonnummer der Unterzeichner enthal-

ten; dies gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewerbern, es sei denn, dass sie in der zu wählenden 

Vertretung einen Sitz auf Grund eines Wahlvorschlages haben, in dem sie als Einzelbewerber benannt 

waren, und der Wahlvorschlag von ihnen selbst unterzeichnet ist. Die Wahlberechtigung ist nachzuwei-

sen. Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nachweis der Wahlberechtigung der Unterzeich-

ner bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvor-

schlages, es sei denn, der Nachweis kann infolge von Umständen, die der Wahlvorschlagsberechtigte 

nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden. 

(3) Jeder Wahlvorschlag muss Familienname, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift, E-

Mail-Adresse, Telefonnummer, Staatsangehörigkeit sowie bei Parteien oder Wählergruppen deren 

Namen oder Bezeichnung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwenden, auch diese, angeben. Je-

der Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber enthalten. Ein Bewerber darf, unbeschadet seiner Bewer-

bung in einer Reserveliste, nur in einem Wahlvorschlag benannt werden. In einen Wahlvorschlag darf 

nur aufgenommen werden, wer seine Zustimmung schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwider-

ruflich. Die ordnungsgemäße Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist 

ist Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen Wahlvorschlags. 

(4) In jedem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende Vertrauensperson 

bezeichnet werden. Fehlt diese Bezeichnung, so gilt die Person, die als erste unterzeichnet hat, als Ver-

trauensperson, und diejenige, die als zweite unterzeichnet hat, als stellvertretende Vertrauensperson. 

(5) Frauen und Männer sollen gleichmäßig in Vertretungskörperschaften repräsentiert sein (Geschlech-

terparität). Bei der Aufstellung der Wahlvorschläge sind die Parteien und Wählergruppen aufgefordert, 

Geschlechterparität anzustreben. 

§ 15a 

(1) Eine Wählergruppe, die nach § 2 Absatz 1 Wählergruppentransparenzgesetz vom 25. März 2022 

(GV. NRW. S. 412) in der jeweils geltenden Fassung einer Pflicht zur Rechenschaftslegung unterliegt, 

kann einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie ihm die Bescheinigungen beifügt, die ihr der Präsi-

dent des Landtags nach § 4 Absatz 2 Wählergruppentransparenzgesetz über die Vorlage ihrer Rechen-

schaftsberichte für die letzten zwei abgeschlossenen Rechnungsjahre erteilt hat. Soweit die Frist zur 



7 

 

 

 

Einreichung des Rechenschaftsberichts nach § 4 Absatz 1 des Wählergruppentransparenzgesetzes zum 

Zeitpunkt der Einreichung des Wahlvorschlags noch nicht abgelaufen ist, ist für das letzte abgeschlos-

sene Rechnungsjahr die Vorlage einer Erklärung nach Absatz 2 ausreichend. Hat eine Wählergruppe 

die fristgerechte Einreichung der Rechenschaftsberichte nach § 4 Absatz 1 Wählergruppentranspa-

renzgesetz versäumt, kann sie die Einreichung der Rechenschaftsberichte beim Präsidenten bis zur 

Zulassung des Wahlvorschlags nachholen. 

(2) Eine Wählergruppe, die keiner Pflicht zur Rechenschaftslegung nach § 2 Absatz 1 Wählergruppen-

transparenzgesetz unterliegt, kann einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie zusammen mit dem 

Wahlvorschlag eine Erklärung darüber abgibt, ob und in welcher Gesamthöhe sie in den vorangehen-

den zwölf Monaten Zuwendungen erhalten hat. Zuwendungen eines einzelnen Zuwenders gemäß § 2 

Absatz 2 Satz 4 Wählergruppentransparenzgesetz sind anzugeben. 

(3) Erhält eine Wählergruppe nach Einreichung eines Wahlvorschlags bis zum Zeitpunkt der Wahl eine 

Zuwendung, die die Bedingungen gemäß § 2 Absatz 2 Satz 4 Wählergruppentransparenzgesetz erfüllt, 

teilt sie dies dem Wahlleiter unter Angabe des Namens und der Anschrift des Zuwenders sowie der 

Gesamthöhe der Zuwendung unverzüglich mit. 

(4) Der Wahlleiter macht die Erklärungen und Mitteilungen nach den Absätzen 2 und 3 in geeigneter 

Weise 16 Tage vor der Wahl sowie, falls sich Nachmeldungen ergeben haben, am Tag vor dem Wahl-

termin bekannt. Eine vereinfachte Bekanntmachung ist möglich. 

(5) Sind Erklärungen und Mitteilungen unrichtig oder ist eine Mitteilung entgegen Absatz 3 nicht er-

folgt, entsteht gegen die Wählergruppe ein Anspruch in Höhe des den unrichtigen Angaben entspre-

chenden Betrages, bei Unrichtigkeiten in Bezug auf das Haus- und Grundvermögen oder Beteiligungen 

an Unternehmen in Höhe von fünf vom Hundert der nicht aufgeführten oder der unrichtig angegebe-

nen Vermögenswerte. Beruht die Unrichtigkeit auf grober Fahrlässigkeit oder auf Vorsatz, beträgt der 

Anspruch das Zweifache des den unrichtigen Angaben entsprechenden Betrags, bei Unrichtigkeiten in 

Bezug auf das Haus- und Grundvermögen oder Beteiligungen an Unternehmen in Höhe von zehn vom 

Hundert der nicht aufgeführten oder der unrichtig angegebenen Vermögenswerte. Dies gilt nicht, 

wenn die Wählergruppe die unrichtigen Angaben gegenüber dem Wahlleiter korrigiert, bevor sie öf-

fentlich oder dem Wahlleiter bekannt waren oder in einem amtlichen Verfahren entdeckt waren, und 

die Wählergruppe den Sachverhalt umfassend offenlegt. 

(6) Die Gemeinde oder der Kreis, für die der Wahlvorschlag eingereicht wurde, stellt die Verpflichtung 

zur Zahlung des Betrages durch Verwaltungsakt fest. Der Verwaltungsakt darf nur innerhalb von drei 

Jahren nach Übermittlung der Erklärung oder Mitteilung, im Fall des Unterlassens einer Mitteilung nur 

innerhalb von drei Jahren ab dem Zeitpunkt der Zuwendung erlassen werden. Die Zahlung fließt der 

jeweiligen kommunalen Körperschaft zu, für die der Wahlvorschlag eingereicht wurde. Der Wahlleiter 

stellt der Gemeinde oder dem Kreis die eingereichten Erklärungen und Mitteilungen sowie weitere 

notwendige Unterlagen auf Anforderung zur Verfügung. 

(7) Absätze 2 bis 6 gelten für Einzelbewerber mit der Maßgabe entsprechend, dass sich die Mittei-

lungspflichten auf Angaben über Zuwendungen beschränken, die der Einzelbewerber zum Zwecke 

seiner Bewerbung und Wahlkampfführung von Dritten erhalten hat. 
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§ 16 

(1) Für die Reserveliste können nur Bewerber benannt werden, die für eine Partei oder für eine Wähler-

gruppe auftreten. Die Reserveliste muss von der für das Wahlgebiet zum Zeitpunkt der Einreichung 

zuständigen Leitung unterzeichnet sein. Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der 

Wahlausschreibung (§ 14 Abs. 1) laufenden Wahlperiode nicht ununterbrochen in der zu wählenden 

Vertretung, in der Vertretung des zuständigen Kreises, im Landtag oder auf Grund eines Wahlvor-

schlags aus dem Land im Bundestag vertreten, so muß die Reserveliste von 1 vom Tausend der Wahl-

berechtigten des Wahlgebiets, und zwar mindestens von 5 und höchstens von 100 Wahlberechtigten, 

persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. 

(2) Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, daß ein Bewerber, unbeschadet der Reihenfolge im 

übrigen, Ersatzbewerber für einen im Wahlbezirk oder für einen auf einer Reserveliste aufgestellten 

Bewerber sein soll. 

(3) § 15 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 2, 4 und 5, Absatz 3 Satz 1 und 3 bis 5, Absatz 4 und 5 gilt sinn-

gemäß. 

§ 17 

(1) Als Bewerber einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag nur benannt wer-

den, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im Wahlgebiet hierzu gewählt worden ist. 

(2) Die Bewerber und die Vertreter für die Vertreterversammlungen sind in geheimer Wahl zu wählen. 

Entsprechendes gilt für die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber auf der Reserveliste und für die 

Bestimmung der Ersatzbewerber. Stimmberechtigt ist nur, wer am Tage des Zusammentritts der Ver-

sammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist 

vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern und Ersatzbewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Pro-

gramm der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. 

(3) Als Vertreter für eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, wer am Tage des Zusam-

mentritts der zur Wahl der Vertreter einberufenen Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

(4) Die Vertreter für die Vertreterversammlung und die Bewerber sind ab dem 46. Monat nach Beginn 

der Wahlperiode, die Bewerber für die Wahlbezirke frühestens nach der öffentlichen Bekanntgabe der 

Einteilung des Wahlgebietes in Wahlbezirke zu wählen. 

(5) Kommt eine Versammlung nach Absatz 1 nicht zustande, so kann die Partei oder Wählergruppe 

ihre Bewerber in einer Versammlung von Wahlberechtigten aufstellen lassen. Absatz 2 gilt entspre-

chend. 

(6) Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hierfür vorgesehene Stelle kann gegen den Be-

schluss einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch erheben. Auf einen solchen Einspruch 

ist die Abstimmung zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig. 

(7) Das Nähere über die Wahl der Vertreter für die Vertreterversammlung, über die Einberufung und 

Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über das Verfahren für die Wahl 

des Bewerbers regeln die Parteien und Wählergruppen durch ihre Satzungen. 
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(8) Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers mit Angaben über Ort und Zeit 

der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen Mitglieder, Vertreter oder Wahlberech-

tigten und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der Leiter 

der Versammlung und zwei von dieser bestimmte Teilnehmer gegenüber dem Wahlleiter an Eides statt 

zu versichern, dass die Wahl der Bewerber in geheimer Abstimmung erfolgt ist. Hinsichtlich der Reser-

velisten hat sich die Versicherung an Eides statt auch darauf zu erstrecken, dass die Festlegung der 

Reihenfolge der Bewerber und die Bestimmung der Ersatzbewerber in geheimer Abstimmung erfolgt 

sind. Der Wahlleiter ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er ist Behör-

de im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches. Die Beibringung einer Ausfertigung der Niederschrift 

und der Versicherung an Eides statt bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vor-

liegen eines gültigen Wahlvorschlages. 

§ 46 b 

Auf die Wahl sowie die Abwahl der Bürgermeister gemäß den §§ 65 und 66 der Gemeindeordnung und 

der Landräte gemäß den §§ 44 und 45 der Kreisordnung finden die Vorschriften dieses Gesetzes ent-

sprechende Anwendung, soweit sich nicht aus den §§ 46 c bis 46 e oder aus der Gemeindeordnung, 

der Kreisordnung und dem Landesbeamtengesetz etwas anderes ergibt. 

§ 46 d  

(1) Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber enthalten. Wer gemäß der Gemeindeordnung oder 

gemäß der Kreisordnung wählbar ist, kann sich selbst vorschlagen; für einen solchen Vorschlag gelten 

die Regelungen für Einzelbewerber entsprechend. § 15 Absatz 2 Satz 3 findet mit der Maßgabe An-

wendung, dass die dort genannten Wahlvorschläge von mindestens fünfmal, für die Wahl in Gemein-

den bis zu 10000 Einwohnern von mindestens dreimal soviel Wahlberechtigten, wie die Vertretung 

Mitglieder hat, persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein müssen; dies gilt nicht, wenn der bis-

herige Bürgermeister oder Landrat als Bewerber vorgeschlagen wird. 

(2) Bewerber können nicht gleichzeitig für die Wahl zum Bürgermeister oder Landrat in mehreren Ge-

meinden und Kreisen kandidieren. 

(3) Gemeinsame Wahlvorschläge sind zulässig. Wird eine Person von mehreren Parteien oder Wähler-

gruppen als gemeinsamer Bewerber benannt, ist sie hierzu in geheimer Abstimmung entweder in einer 

gemeinsamen Versammlung oder in getrennten Versammlungen der Wahlvorschlagsträger zu wählen. 

Die Wahlvorschlagsträger des gemeinsamen Wahlvorschlags dürfen keinen anderen als den gemein-

samen Bewerber wählen und zur Wahl vorschlagen. 

(4) Ein gemeinsamer Wahlvorschlag mehrerer Parteien oder Wählergruppen muss von den für das 

Wahlgebiet zum Zeitpunkt der Einreichung zuständigen Leitungen aller beteiligten Parteien oder Wäh-

lergruppen unterzeichnet sein und soll anschließend von allen Trägern des Wahlvorschlags gemeinsam 

eingereicht werden. Jeder Träger eines gemeinsamen Wahlvorschlags soll eine Vertrauensperson und 

eine stellvertretende Vertrauensperson benennen. Die Zurücknahme oder Änderung eines gemeinsa-

men Wahlvorschlags nach § 20 setzt eine gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und 

der stellvertretenden Vertrauensperson aller Wahlvorschlagsträger voraus. Erklären die Vertrauensper-

son und die stellvertretende Vertrauensperson nur eines der beteiligten Träger vor der Entscheidung 

über die Zulassung die Rücknahme des Wahlvorschlags, bleibt dieser als Wahlvorschlag der übrigen 

Träger oder des anderen Trägers erhalten. 
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(5) Sind an einem gemeinsamen Wahlvorschlag Parteien oder Wählergruppen beteiligt, die bei der 

letzten Wahl zur Vertretung des Wahlgebiets Stimmen erhalten haben, wird der gemeinsame Wahlvor-

schlag auf dem Stimmzettel aufgrund des Ergebnisses der Partei oder Wählergruppe eingereiht, die 

die höchste Stimmenzahl erreicht hatte. Innerhalb dieses gemeinsamen Wahlvorschlags werden die 

Parteien oder Wählergruppen auf dem Stimmzettel in der Reihenfolge der Stimmenzahl bei der letzten 

Wahl zur Vertretung des Wahlgebiets aufgeführt. Beteiligte Parteien oder Wählergruppen ohne Stim-

men bei der letzten Vertretungswahl folgen in alphabetischer Reihenfolge der Namen der Parteien 

oder Wählergruppen. Andere gemeinsame Wahlvorschläge werden auf dem Stimmzettel in alphabeti-

scher Reihenfolge nach den Wahlvorschlägen von Trägern mit Stimmen bei der letzten Wahl zur Ver-

tretung des Wahlgebiets berücksichtigt. Maßgeblich für ihre Einreihung ist der Anfangsbuchstabe des 

Namens der Partei oder Wählergruppe, die in dem gemeinsamen Wahlvorschlag alphabetisch an ers-

ter Stelle steht. Innerhalb dieses gemeinsamen Wahlvorschlags werden die Parteien oder Wählergrup-

pen auf dem Stimmzettel in alphabetischer Reihenfolge der Namen der Parteien oder Wählergruppen 

aufgeführt. 

(6) Die Abstimmung über die Abwahl eines Bürgermeisters oder eines Landrates muss baldmöglichst, 

spätestens innerhalb von drei Monaten nach dem Beschluss des Rates gemäß der Gemeindeordnung 

oder des Kreistages gemäß der Kreisordnung zur Einleitung des Abwahlverfahrens stattfinden. Den Tag 

der Abstimmung sowie die für ihre Vorbereitung maßgeblichen Fristen und Termine bestimmt die Ver-

tretung. 

(7) Wird die Bürgermeister- oder Landratswahl für ungültig erklärt, findet abweichend von § 42 eine 

Neuwahl statt. § 65 der Gemeindeordnung beziehungsweise § 44 der Kreisordnung finden entspre-

chende Anwendung. 

Auszug aus der Kommunalwahlordnung 

§ 24 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

Der Wahlleiter fordert zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl in den Wahlbezirken und aus 

den Reservelisten durch öffentliche Bekanntmachung auf. Er soll in der Bekanntmachung darauf hin-

weisen, 

1. dass die Wahlvorschläge nach Möglichkeit frühzeitig vor dem Stichtag einzureichen sind (§ 15 Abs. 1 

des Gesetzes), damit etwaige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, rechtzeitig be-

hoben werden können; 

2. in welche Wahlbezirke das Wahlgebiet eingeteilt ist (§ 6 des Gesetzes); 

3. wieviel Unterschriften die Wahlvorschläge gemäß § 15 Abs. 2 Satz 3 und § 16 Abs. 1 Satz 3 des Ge-

setzes enthalten müssen; 

4. dass Wählergruppen ihren Wahlvorschlägen die nach § 15a Absatz 1 oder 2 des Gesetzes sowie Ein-

zelbewerber die nach § 15a Absatz 7 in Verbindung mit § 15a Absatz 2 des Gesetzes beizubringenden 

Unterlagen beifügen müssen; 

5. wo Vordrucke für die Wahlvorschläge zu erhalten sind (§ 79); 

6. dass Unionsbürger unter den gleichen Voraussetzungen wie Deutsche wählbar sind. 
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§ 26 Inhalt und Form der Wahlvorschläge für die Wahlbezirke, Datenschutz 

(1) Der Wahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 11a eingereicht werden. Er muss enthalten 

1. den Namen und gegebenenfalls die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahl-

vorschlag einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbewerbern können durch ein Kennwort gekennzeichnet 

werden und 

2. Familiennamen, die Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift (Hauptwohnung), E-Mail-

Adresse, Telefonnummer sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers; bei Beamten und Arbeitnehmern 

nach § 13 Absatz 1 und 6 des Gesetzes sind auch der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder 

die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, anzugeben; bei mehreren Vorna-

men kann eine Angabe erfolgen, unter welchem Vornamen der Bewerber auf dem Stimmzettel anzu-

geben ist. 

Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss nach § 15 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes von 

der für das Wahlgebiet zum Zeitpunkt der Einreichung zuständigen Leitung unterzeichnet sein. Bei 

anderen Wahlvorschlägen muss mindestens ein Unterzeichner seine Unterschrift auf dem Wahlvor-

schlag selbst leisten; Absatz 3 Nummer 3 und 4 gilt entsprechend. Der Wahlvorschlag soll ferner Na-

men, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse der Vertrauensperson und der stellvertretenden 

Vertrauensperson enthalten. 

(2) Ist der Name, die Kurzbezeichnung oder das Kennwort geeignet, Verwechslungen mit einer Partei 

oder Wählergruppe hervorzurufen, die gemäß § 15 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes vertreten ist oder die 

bei der letzten Wahl zur Vertretung des Wahlgebiets Stimmen erhalten hat oder deren Wahlvorschlag 

früher eingereicht worden ist, so kann die Vertrauensperson bis zur Entscheidung über die Zulassung 

eine Bezeichnung des Wahlvorschlags festsetzen, durch die die Verwechslungsgefahr beseitigt wird. 

(3) Muss ein Wahlvorschlag nach § 15 Absatz 2 Satz 3 des Gesetzes von Wahlberechtigten unterzeich-

net sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14a unter Beachtung fol-

gender Vorschriften zu erbringen: 

1. die Formblätter werden auf Anforderung vom Wahlleiter kostenfrei geliefert; bei der Anforderung 

sind die Bezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag einreichen will, bei Einzel-

bewerbern das Kennwort, sowie Familienname, Vornamen und Wohnort des vorzuschlagenden Bewer-

bers und die Kontaktdaten anzugeben, die in die Datenschutzhinweise auf der Rückseite der Anlage 

14a unter Nummer 3 aufzunehmen sind; Parteien und Wählergruppen haben ferner die Aufstellung 

des Bewerbers in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung nach § 17 des Gesetzes zu bestätigen; 

der Wahlleiter hat die Angaben des Wahlvorschlagsträgers im Kopf der Formblätter zu vermerken, 

2. die Wahlberechtigten, die einen Wahlvorschlag unterstützen, müssen die Erklärung auf dem Form-

blatt persönlich und handschriftlich unterschreiben; die Angaben zum Familiennamen, Vornamen, Tag 

der Geburt, zur Anschrift (Hauptwohnung) sowie E-Mail-Adresse und Telefonnummer, sofern vorhan-

den, des Unterzeichners sowie der Tag der Unterzeichnung sollen vom Unterzeichner persönlich und 

handschriftlich ausgefüllt werden, 

3. für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder gesondert eine Bescheinigung seiner Gemeinde 

nach dem Muster der Anlage 15 beizufügen, dass er im Wahlbezirk wahlberechtigt ist; gesonderte Be-
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scheinigungen des Wahlrechts sind vom Träger des Wahlvorschlags bei der Einreichung des Wahlvor-

schlags mit den Unterstützungsunterschriften zu verbinden; wer für einen anderen eine Bescheinigung 

des Wahlrechts beantragt, muss nachweisen, dass der Betreffende den Wahlvorschlag unterstützt, 

4. ein Wahlberechtigter darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand mehrere Wahlvor-

schläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen weiteren Wahlvorschlägen ungültig; leistet ein 

Wahlberechtigter mehrere Unterstützungsunterschriften für verschiedene Wahlvorschläge mit unter-

schiedlichem oder gleichem Datum, kommt es für die Gültigkeit ausschließlich auf die Reihenfolge der 

Vorlage durch die Wahlvorschlagsträger bei der Gemeinde an, die die Wahlberechtigung bescheinigt; 

gültig ist die zuerst vorgelegte Unterstützungsunterschrift; die gleichzeitige Unterzeichnung einer Re-

serveliste bleibt unberührt; die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber ist zulässig; 

und 

5. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen dürfen erst nach Aufstellung des Bewerbers durch 

eine Mitglieder- oder Vertreterversammlung unterzeichnet werden; vorher geleistete Unterschriften 

sind ungültig. 

(4) Dem Wahlvorschlag sind beizufügen 

1. die Erklärung des vorgeschlagenen Bewerbers nach dem Muster der Anlage 12a, dass er seiner Auf-

stellung zustimmt und für keinen anderen Wahlvorschlag in einem Wahlbezirk des Wahlgebiets seine 

Zustimmung zur Benennung als Bewerber gegeben hat, 

2. eine Bescheinigung des zuständigen Bürgermeisters nach dem Muster der Anlage 13a, dass der Be-

werber wählbar ist, 

3. bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wählergruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über die 

Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung der Bewerber, im Falle eines Einspruchs 

nach § 17 Absatz 6 des Gesetzes auch eine Niederschrift über die wiederholte Abstimmung, mit den 

nach § 17 Absatz 8 des Gesetzes vorgeschriebenen Versicherungen an Eides statt; ihrer Beifügung be-

darf es nicht, soweit eine Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherungen an Eides statt einem 

anderen Wahlvorschlag im Wahlgebiet beigefügt ist; die Niederschrift soll nach dem Muster der Anla-

ge 9a gefertigt, die Versicherung an Eides statt nach dem Muster der Anlage 10a abgegeben werden, 

4. die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften nebst Bescheinigungen des Wahlrechts der 

Unterzeichner nach Absatz 3 Nummer 2 und 3, sofern der Wahlvorschlag von Wahlberechtigten des 

Wahlbezirks unterzeichnet sein muss und 

5. sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 13 Absatz 1 oder 6 des Gesetzes bewerben, eine Be-

scheinigung über ihr Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis sowie im Falle des § 13 Absatz 1 Satz 1 

Buchstabe b oder d des Gesetzes auch die ausgeübte Tätigkeit, falls der Wahlleiter dies zur Behebung 

von Zweifeln für erforderlich hält. 

(5) Parteien und Wählergruppen, die in der zum Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden Wahlpe-

riode nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, in der Vertretung des zuständigen Krei-

ses, im Landtag oder auf Grund eines Wahlvorschlags aus dem Land im Bundestag vertreten sind und 

für die die Unterlagen gemäß § 15 Absatz 2 Satz 2 zweiter Halbsatz des Gesetzes dem Bundeswahllei-

ter nicht vorliegen, haben außerdem einzureichen 
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1. den Nachweis, dass der für das Wahlgebiet zuständige Vorstand nach demokratischen Grundsätzen 

gewählt ist, und zwar durch beglaubigte Abschrift oder eine Ausfertigung der bei der Wahl gefertigten 

Niederschrift oder durch die schriftliche Erklärung mehrerer bei der Wahlhandlung anwesender Perso-

nen, 

2. ihre Satzung und ihr Programm sowie 

3. den Nachweis, dass die Namen der Vorstandsmitglieder, die Satzung und das Programm auf geeig-

nete Weise veröffentlicht sind. 

Reicht die Partei oder Wählergruppe mehrere Wahlvorschläge im Wahlgebiet ein, so brauchen diese 

Nachweise nur einmal eingereicht zu werden. Hat die Partei oder Wählergruppe eine über das Wahl-

gebiet hinausgehende Organisation, so brauchen Satzung und Programm dem Wahlleiter nicht einge-

reicht zu werden, wenn 

a) im Falle einer nicht über das Gebiet des Kreises hinausgehenden Organisation der Landrat, 

b) im Falle einer nicht über den Regierungsbezirk hinausgehenden Organisation die Bezirksregierung 

oder 

c) im Falle einer über einen Regierungsbezirk hinausgehenden Organisation das für Inneres zuständige 

Ministerium auf Antrag 

bestätigt, dass Satzung und Programm ordnungsgemäß eingereicht sind. 

(5a) Wählergruppen, die nach § 2 Absatz 1 des Wählergruppentransparenzgesetzes vom 25. März 2022 

(GV. NRW. S. 412) in der jeweils geltenden Fassung zur Rechenschaftslegung verpflichtet sind, haben 

dem Wahlvorschlag nach § 15a Absatz 1 des Gesetzes außerdem die Bescheinigung beizufügen, die 

ihnen der Präsident des Landtags nach § 4 Absatz 2 des Wählergruppentransparenzgesetzes über die 

Vorlage ihrer Rechenschaftsberichte über die letzten zwei abgeschlossenen Rechnungsjahre erteilt hat. 

Soweit die Frist zur Einreichung des Rechenschaftsberichts nach § 4 Absatz 1 des Wählergruppentrans-

parenzgesetzes zum Zeitpunkt der Einreichung des Wahlvorschlags noch nicht abgelaufen ist, ist für 

das letzte abgeschlossene Rechnungsjahr die Vorlage einer Erklärung nach § 15a Absatz 2 des Geset-

zes ausreichend, aus der sich ergibt, ob und in welcher Gesamthöhe die Wählergruppe in den voran-

gegangenen zwölf Monaten Zuwendungen erhalten hat; Zuwendungen eines einzelnen Zuwenders 

gemäß § 2 Absatz 2 Satz 4 des Wählergruppentransparenzgesetzes sind hierbei anzugeben. Die Erklä-

rung nach § 15a Absatz 2 des Gesetzes ist von der im Wahlgebiet zum Zeitpunkt der Abgabe der Erklä-

rung zuständigen Leitung der Wählergruppe zu unterzeichnen und soll nach dem Muster der Anlage 

27 eingereicht werden. Reicht die Wählergruppe mehrere Wahlvorschläge im Wahlgebiet ein, so brau-

chen diese Nachweise nur einmal eingebracht zu werden. 

(5b) Wählergruppen, die nicht zur Rechenschaftslegung nach § 2 Absatz 1 des Wählergruppentranspa-

renzgesetzes verpflichtet sind, haben dem Wahlvorschlag eine Erklärung nach § 15a Absatz 2 des Ge-

setzes beizufügen, aus der sich ergibt, ob und in welcher Gesamthöhe sie in den vorangegangenen 

zwölf Monaten Zuwendungen erhalten haben; Zuwendungen eines einzelnen Zuwenders gemäß § 2 

Absatz 2 Satz 4 des Wählergruppentransparenzgesetzes sind hierbei anzugeben. Absatz 5a Satz 3 und 

4 gilt entsprechend. Für Einzelbewerber sind die Sätze 1 und 2 mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
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sich die Mitteilungspflicht auf Angaben über Zuwendungen beschränkt, die der Einzelbewerber zum 

Zwecke seiner Bewerbung und Wahlkampfführung von Dritten erhalten hat. 

(5c) Erhält eine Wählergruppe nach Einreichung eines Wahlvorschlags bis zum Zeitpunkt der Wahl eine 

Zuwendung, die die Bedingungen des § 2 Absatz 2 Satz 4 des Wählergruppentransparenzgesetzes er-

füllt, sind diese dem Wahlleiter nach § 15a Absatz 3 des Gesetzes unter Angabe des Namens und der 

Anschrift des Zuwenders sowie der Gesamthöhe der Zuwendung unverzüglich mitzuteilen. Die Erklä-

rung ist von der im Wahlgebiet zum Zeitpunkt der Abgabe der Erklärung zuständigen Leitung der 

Wählergruppe zu unterzeichnen und soll nach dem Muster der Anlage 28 eingereicht werden. Für Ein-

zelbewerber sind die Sätze 1 und 2 mit der Maßgabe anzuwenden, dass sich die Mitteilungspflicht auf 

Angaben über Zuwendungen beschränkt, die der Einzelbewerber zum Zwecke seiner Bewerbung und 

Wahlkampfführung von Dritten erhalten hat. 

(5d) Die Erklärungen und Mitteilungen nach Absatz 5a Satz 2 sowie den Absätzen 5b und 5c macht der 

Wahlleiter am 16. Tag vor der Wahl, sowie etwaige Nachmeldungen am Tag vor der Wahl, ohne Anga-

be des Namens und der Anschrift des Zuwenders in geeigneter Weise bekannt, wobei eine vereinfach-

te Bekanntmachung genügt. 

(6) Die Bescheinigung des Wahlrechts der Unterzeichner nach Absatz 3 Nummer 3 und der Wählbar-

keit der Bewerber nach Absatz 4 Nummer 2 sowie die Beglaubigung von Kopien der beizubringenden 

Unterlagen sind kostenfrei zu erteilen. Die Gemeindebehörde darf für jeden Wahlberechtigten die Be-

scheinigung des Wahlrechts nur einmal zu einem Wahlbezirksvorschlag erteilen; dabei darf sie nicht 

festhalten, für welchen Wahlvorschlag die erteilte Bescheinigung bestimmt ist. Bestehen Zweifel an der 

geleisteten Unterschrift, ermittelt die Gemeindebehörde den notwendigen Sachverhalt vor einer ab-

schließenden Entscheidung. 

(7) Hinsichtlich der in Wahlvorschlägen enthaltenen personenbezogenen Daten besteht im Zeitraum 

vom Ablauf der Frist für die Einreichung der Wahlvorschläge bis zum Ablauf des Wahltages abwei-

chend von Artikel 16 und Artikel 18 der Datenschutz-Grundverordnung das Recht auf Berichtigung 

und das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung abschließend durch das unter den Voraussetzun-

gen des § 18 Absatz 1 und 2 des Gesetzes in Verbindung mit § 27 dieser Verordnung gewährleistete 

Mängelbeseitigungsverfahren. 

§ 31 Reservelisten 

(1) Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 11b eingereicht werden. Sie muss enthalten 

1. den Namen der einreichenden Partei oder Wählergruppe und 

2. Familiennamen, die Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift (Hauptwohnung), E-Mail-

Adresse, Telefonnummer sowie Staatsangehörigkeit der Bewerber in erkennbarer Reihenfolge; bei Be-

amten und Arbeitnehmern nach § 13 Absatz 1 und 6 des Gesetzes sind auch der Dienstherr und die 

Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, anzu-

geben; bei mehreren Vornamen kann eine Angabe erfolgen, unter welchem Vornamen der Bewerber 

auf dem Stimmzettel anzugeben ist. 

Sie soll ferner Namen, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse der Vertrauensperson und der 

stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
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(2) Soll ein Bewerber auf der Reserveliste Ersatzbewerber für einen im Wahlbezirk oder für einen auf 

der Reserveliste aufgestellten anderen Bewerber sein (§ 16 Absatz 2 des Gesetzes), so muss die Reser-

veliste ferner enthalten 

1. den Familien- und die Vornamen des zu ersetzenden Bewerbers, 

2. den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der Reserveliste, in dem oder unter der der zu ersetzen-

de Bewerber aufgestellt ist. 

(3) Für die Unterzeichnung der Reserveliste gilt § 26 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 3 entsprechend. Die 

Unterstützungsunterschriften sind auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14b zu erbringen; bei An-

forderung der Formblätter ist die Bezeichnung der Partei oder Wählergruppe anzugeben. Der Reserve-

liste sind für die betreffende Partei oder Wählergruppe und für die in ihr enthaltenen Bewerber die in § 

26 Absatz 4 und 5 Satz 1 genannten Unterlagen beizufügen. § 26 Absatz 5 Satz 2 und 3 findet Anwen-

dung. Die Zustimmungserklärung ist nach dem Muster der Anlage 12b abzugeben. § 26 Absatz 6 gilt 

entsprechend. Einer Bescheinigung der Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit Bewerber gleichzeitig für 

einen Wahlbezirk aufgestellt sind und die Bescheinigung für diesen Wahlvorschlag vorliegt oder bei-

gebracht wird. Für Wählergruppen findet § 26 Absatz 5a bis 5d entsprechende Anwendung. 

(4) Der Wahlleiter macht die zugelassenen Reservelisten mit den in Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 

Nummer 2 erster Halbsatz sowie mit den in Absatz 2 bezeichneten Angaben mit Ausnahme der Staats-

angehörigkeit bekannt; statt des Geburtsdatums ist jedoch nur das Geburtsjahr und statt der vollstän-

digen Anschrift sind der Wohnort mit Postleitzahl und die E-Mail-Adresse der Bewerber anzugeben. § 

30 Satz 2 gilt entsprechend. 

(5) Für die Vorprüfung durch den Wahlleiter und die Zulassung sowie die Beschwerde gelten die §§ 27 

bis 29 entsprechend. 

§ 75 a Anwendbarkeit der allgemeinen Vorschriften 

Für die Direktwahl sowie die Abwahl der Bürgermeister und Landräte gelten die Vorschriften der Ab-

schnitte I bis XIII sinngemäß, soweit sich nicht aus den §§ 75 b bis 75 e etwas anderes ergibt. 

§ 75 b Wahlvorschläge 

(1) Der Wahlleiter fordert zur Einreichung von Wahlvorschlägen durch öffentliche Bekanntmachung 

auf. Findet die Wahl gleichzeitig mit der Wahl einer kommunalen Vertretung statt, kann die Bekannt-

machung mit der Bekanntmachung gemäß § 24 verbunden werden. 

(2) Der Wahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 11d eingereicht werden. Er muss enthalten: 

1. den Namen und gegebenenfalls die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahl-

vorschlag einreicht; andere Wahlvorschläge können auch durch ein Kennwort des Wahlvorschlagsträ-

gers gekennzeichnet werden und 

2. Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift (Hauptwohnung), E-Mail-

Adresse, Telefonnummer sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers; bei mehreren Vornamen kann eine 

Angabe erfolgen, unter welchem Vornamen der Bewerber auf dem Stimmzettel anzugeben ist. 
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Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss nach § 15 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes von 

der für das Wahlgebiet zum Zeitpunkt der Einreichung zuständigen Leitung unterzeichnet sein. Bei 

anderen Wahlvorschlägen muss der Unterzeichner des Wahlvorschlags im Wahlgebiet wahlberechtigt 

sein; § 46d Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes bleibt unberührt. Aus dem Wahlvorschlag sollen ferner Na-

men, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse der Vertrauensperson und der stellvertretenden 

Vertrauensperson hervorgehen. 

(3) § 26 Absatz 3 gilt sinngemäß. Die Unterstützungsunterschriften sind auf amtlichen Formblättern 

nach Anlage 14c zu erbringen; bei der Anforderung der Formblätter ist die Bezeichnung des Wahlvor-

schlagsträgers, bei Parteien und Wählergruppen auch deren Kurzbezeichnung, anzugeben. 

(4) § 26 Absatz 4 Nummer 1 bis 4 gilt mit der Maßgabe sinngemäß, dass die Zustimmungserklärung 

nach dem Muster der Anlage 12c abzugeben ist und der Bewerber darauf zu versichern hat, dass er für 

keine andere Wahl zum Bürgermeister oder Landrat kandidiert. Für die Bescheinigung der Wählbarkeit 

durch die zuständige Gemeinde ist das Muster der Anlage 13b zu verwenden. Die Niederschrift über 

die Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung des Bewerbers soll nach dem Muster 

der Anlage 9c gefertigt, die Versicherung an Eides statt nach dem Muster der Anlage 10c abgegeben 

werden. 

(5) § 26 Absatz 5a bis 5d gilt entsprechend. 

(6) Für gemeinsame Wahlvorschläge nach § 46d Absatz 3 des Gesetzes gelten die Absätze 2 bis 5 ent-

sprechend. Es sind dabei jeweils alle Wahlvorschlagsträger zu benennen. Ein gemeinsamer Wahlvor-

schlag muss von der jeweiligen für das Wahlgebiet zum Zeitpunkt der Einreichung zuständigen Leitung 

aller Wahlvorschlagsträger unterzeichnet sein. Unterstützungsunterschriften nach dem Muster der An-

lage 14c sind beizubringen, wenn keiner der Wahlvorschlagsträger die Voraussetzungen des § 15 Ab-

satz 2 Satz 2 des Gesetzes erfüllt. 

(7) Für die Vorprüfung und die Zulassung der Wahlvorschläge gelten die §§ 27 bis 29 entsprechend. 

Der Wahlausschuss prüft bei den Wählbarkeitsvoraussetzungen der Bewerber auch, ob diese die nach 

§ 65 Absatz 2 Satz 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beziehungsweise § 44 

Absatz 2 Satz 1 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen notwendige Gewähr dafür bieten, 

jederzeit für die freiheitlich demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes einzutreten. 

(8) Der Wahlleiter macht die zugelassenen Wahlvorschläge mit den in Absatz 2 Satz 2 enthaltenen An-

gaben mit Ausnahme der Staatsangehörigkeit bekannt; statt des Geburtsdatums ist jeweils nur das 

Geburtsjahr und statt der vollständigen Anschrift sind der Wohnort mit Postleitzahl und die E-Mail-

Adresse des Bewerbers anzugeben. § 30 Satz 2 gilt entsprechend. 
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Auszug aus der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

§ 65 Wahl des Bürgermeisters 

(2) Wählbar ist, wer am Wahltag Deutscher im Sinne von Artikel 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist oder 

wer die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzt und eine Wohnung 

in der Bundesrepublik Deutschland innehat, das 23. Lebensjahr vollendet hat und nicht vom Wahlrecht 

ausgeschlossen ist sowie die Gewähr dafür bietet, daß er jederzeit für die freiheitlich demokratische 

Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes eintritt. Nicht wählbar ist, wer am Wahltag infolge Richter-

spruchs in der Bundesrepublik Deutschland die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentli-

cher Ämter nicht besitzt. 

 

 

 

 

Der Gutachterausschuss für 
Grundstückswerte in den Städten 
Dorsten, Gladbeck und Marl 

 

Bekanntmachung der Bodenrichtwerte 2025 für das Stadtgebiet Gladbeck 

Der Gutachterausschuss für Grundstückswerte in den Städten Dorsten, Gladbeck und Marl hat mit Be-

schluss vom 26. Februar 2025 gemäß § 196 des Baugesetzbuches (BauGB) in der derzeit gültigen Fas-

sung (BGBl. I S. 3634) in Verbindung mit § 37 der Verordnung über die amtliche Grundstückswerter-

mittlung Nordrhein-Westfalen (GrundWertVO NRW) in der derzeit gültigen Fassung (GV. NRW. S. 

1186) für das Stadtgebiet Gladbeck die neuen Bodenrichtwerte für baureifes Land (Wohnbauflächen, 

gemischte Bauflächen, gewerbliche Bauflächen und Sonderbauflächen) sowie für land- und forstwirt-

schaftliche Flächen zum Wertermittlungsstichtag 01.01.2025 beschlossen. 

 

Die Bodenrichtwerte sind in digitaler Form im Informationssystem zum Grundstücksmarkt BORIS-NRW 

(www.boris.nrw.de) veröffentlicht. 

 

Außerdem kann man während der Servicezeiten (Montag bis Donnerstag von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr, 

Freitag 8.00 bis 13.00 Uhr) in der Geschäftsstelle des Gutachterausschusses, Halterner Straße 28, 46284 

Dorsten Auskünfte über die Bodenrichtwerte erhalten. 

 

 

Dorsten, 28. Februar 2025 

 

gez. Dipl.-Ing. Schmidt 

Vorsitzende 
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Der Gutachterausschuss für 
Grundstückswerte in den Städten 
Dorsten, Gladbeck und Marl 

 

Bekanntmachung der Immobilienrichtwerte 2025 für das Stadtgebiet Gladbeck 

Der Gutachterausschuss für Grundstückswerte in den Städten Dorsten, Gladbeck und Marl hat mit Be-

schluss vom 26. Feburar 2025 gemäß § 193 des Baugesetzbuches (BauGB) in der derzeit gültigen Fas-

sung (BGBl. I S. 3634) in Verbindung mit § 38 der Verordnung über die amtliche Grundstückswerter-

mittlung Nordrhein-Westfalen (GrundWertVO NRW) in der derzeit gültigen Fassung (GV. NRW. S. 

1186) für das Stadtgebiet Gladbeck Immobilienrichtwerte für die Objektarten Wohnungseigentum so-

wie Ein- und Zweifamilienhäuser zum Wertermittlungsstichtag 01.01.2025 beschlossen. 

 

Die Immobilienrichtwerte sind in digitaler Form im Informationssystem zum Grundstücksmarkt BORIS-

NRW (www.boris.nrw.de) veröffentlicht. 

 

Außerdem kann man während der Servicezeiten (Montag bis Donnerstag von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr, 

Freitag 8.00 bis 13.00 Uhr) in der Geschäftsstelle des Gutachterausschusses, Halterner Straße 28, 46284 

Dorsten Auskünfte über die Immobilienrichtwerte erhalten. 

 

 

Dorsten, 28. Februar 2025 

 

gez. Dipl.-Ing. Schmidt 

Vorsitzende 

 
Der Gutachterausschuss für 
Grundstückswerte in den Städten 
Dorsten, Gladbeck und Marl 

 

Bekanntmachung des Grundstücksmarktberichts 2025 für das Stadtgebiet Gladbeck 

Der Gutachterausschuss für Grundstückswerte in den Städten Dorsten, Gladbeck und Marl hat mit Be-

schluss vom 26. Februar 2025 gemäß § 193 des Baugesetzbuches (BauGB) in der derzeit gültigen Fas-

sung (BGBl. I S. 3634) in Verbindung mit § 41 der Verordnung über die amtliche Grundstückswerter-

mittlung Nordrhein-Westfalen (GrundWertVO NRW) in der derzeit gültigen Fassung (GV. NRW. S. 

1186) für das Stadtgebiet Gladbeck den Grundstücksmarktbericht 2025 für den Berichtszeitraum vom 

01.01.2024 bis 31.12.2024 beschlossen. 

 

Der Grundstücksmarktbericht ist in digitaler Form im Informationssystem zum Immobilienmarkt BO-

RIS-NRW (www.boris.nrw.de) veröffentlicht. 

 

Außerdem kann man während der Servicezeiten (Montag bis Donnerstag von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr, 

Freitag 8.00 bis 13.00 Uhr) in der Geschäftsstelle des Gutachterausschusses, Halterner Straße 28, 46284 

Dorsten Auskünfte zum Grundstücksmarktbericht erhalten. 

 

 

Dorsten, 28. Februar 2025 

 

gez. Dipl.-Ing. Schmidt 

Vorsitzende 
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Aufgebot eines Sparkassenbuches 

 

Gemäß Abschnitt 6.1.2.4 der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum Sparkassengesetz Nordrhein-

Westfalen wird das von der Sparkasse Gladbeck unter der 

 

Kontonummer 314053646 

 

ausgestellte Sparkassenbuch aufgeboten. 

 

Der Inhaber/die Inhaberin wird aufgefordert, Rechte innerhalb einer Frist von drei Monaten unter Vor-

lage des Sparkassenbuches anzumelden.  

Andernfalls wird es - nach Fristablauf - für kraftlos erklärt. 

 

 

Gladbeck, den 28.02.2025 

 

Stadtsparkasse Gladbeck 

Der Vorstand  

 

 

Beschluss über die Kraftloserklärung eines Sparkassenbuches 

 

 

Das am 04.12.2024 aufgebotene Sparkassenbuch Nr. 

 

371012048 

 

der Stadtsparkasse Gladbeck wird für kraftlos erklärt. 

 

 

Gladbeck, den 04.03.2025 

 

Stadtsparkasse Gladbeck 

Der Vorstand 

 

Beschluss über die Kraftloserklärung eines Sparkassenbuches 

 

 

Das am 18.11.2024 aufgebotene Sparkassenbuch Nr. 

 

371068081 

 

der Stadtsparkasse Gladbeck wird für kraftlos erklärt. 

 

 

Gladbeck, den 12.03.2025 

 

Stadtsparkasse Gladbeck 

Der Vorstand 
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Beschluss über die Kraftloserklärung eines Sparkassenbuches 

 

 

Das am 04.12.2024 aufgebotene Sparkassenbuch Nr. 

 

371122805 

 

der Stadtsparkasse Gladbeck wird für kraftlos erklärt. 

 

 

Gladbeck, den 04.03.2025 

 

Stadtsparkasse Gladbeck 

Der Vorstand 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Amtsblatt der Stadt Gladbeck, Herausgeberin: Die Bürgermeisterin 

 

Redaktion und Vertrieb: Büro der Bürgermeisterin, Rathaus, 45964 Gladbeck, Telefon 99-2245, FAX 99-1010. Hier ist 

das Amtsblatt kostenlos erhältlich. Die regelmäßige Zustellung durch die Post erfolgt gegen Vorauszahlung einer Ver-

triebskostenpauschale von jährlich 10,23 Euro zum 15. November des jeweils vorausgehenden Jahres. 

 

Jede:r Einwohner:in kann sich gemäß § 7 Abs. 2 der Hauptsatzung der Stadt Gladbeck zu den in dieser Ausgabe be-

handelten bedeutsamen Angelegenheiten der Stadt Gladbeck innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach Erscheinen der 

Ausgabe schriftlich äußern. 


